
In der „deutschen Frage" 
ist nichts mehr „offen"!

Kollegen, die in den vergangenen Wochen und Monaten zu Besuchs
reisen in der BRD weilten, berichteten darüber, daß in den dortigen 
Medien in vielfältiger Weise ein „Offenhalten der deutschen Frage" 
propagiert wird. Wie sind diese Aktivitäten zu bewerten?
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handhabt wird, bedeutet nichts 
anderes als die Verewigung der 
Ausbeutung und politischen Un
freiheit.
Mit dem Konzept der „Reinwa
schung" des Imperialismus mit
tels Pluralismus wird zugleich ein 
Angriff auf die Macht der Arbei
terklasse und auf die führende 
Rolle der marxistisch-leninisti
schen Parteien in den sozialisti
schen Ländern unternommen. 
Beispiele dafür sind die konterre
volutionären Aktivitäten, die bei
spielsweise 1968 gegenüber der 
CSSR betrieben wurden und die 
seit 1980/81 gegenüber der Volks
republik Polen in drastischer 
Weise wirksam werden. Bür
gerliche Ideologen verkünden in 
aller Offenheit, bürgerlichen Plu
ralismus auf sozialistische^ Staa- 

x ten übertragen zu wollen, um da
mit den Sozialismus „friedensfä
hig" zu machen. Die eigenen Ge
brechen ignorierend fordern sie 
„mehr Demokratie und Mensch
lichkeit" im Sozialismus..
Die „wirklichen" Absichten dieser 
Pluralismus-Verfechter bestehen 
darin, die Macht der Arbeiter
klasse zu beseitigen - eine 
Macht, die ihnen im Magen liegt, 
da sie viel demokratischer ist, als 
es dem Klassengegner recht ist. 
Denn Macht der Arbeiterklasse 
heißt Überwindung antagonisti
scher Klassengegensätze, heißt 
grundlegende Interessenüberein
stimmung aller Klassen und 
Schichten und deren gleichbe
rechtigte politische Zusammenar
beit. Dabei ist, wie Genosse Erich 
Honecker in einem Interview für 
belgische Journalisten (Neues 
Deutschland vom 13. Oktober 
1987) betonte, die Mannigfaltig
keit der Meinungen und Ideen, 
eine rege geistige Kommunika
tion in den eigenen Reihen als 
auch unter Andersdenkenden le
bensnotwendig, weil nur so alle 
Potenzen unseres Volkes freige
setzt und erschlossen werden 
können.
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Diese politische Position - ge- 
betsmühlenhaft von revanchisti
schen Kreisen der BRD immer 
wieder aufgeworfen - widerspie
gelt: Deren Verfechter haben
nichts, aber auch gar nichts aus 
der Geschichte der Neuzeit ge
lernt. Drei Gesichtspunkte ihres 
reaktionären Standpunktes sol
len hier verdeutlicht werden. 
Erstens bedeutet diese politi
sche Position vom „Offenhalten 
der deutschen Frage" die Weige
rung, die politisch-territorialen 
Realitäten völkerrechtlich anzuer
kennen, die im Ergebnis des 
zweiten Weltkrieges und der 
Nachkriegsentwicklung entstan
den sind. Exponenten und Fah
nenträger der herrschenden 
Kreise der BRD wollen sich also 
nicht mit der Wahrheit abfinden, 
daß im Ergebnis dieses Krieges 
frühere Herrschaftsgebiete des 
deutschen Imperialismus für im
mer an den Sozialismus verloren
gingen. Wie widersinnig, aber 
auch entspannungswidrig diese 
Position ist, zeigen solche unver
rückbaren Tatsachen:
Die sozialistische DDR und die 
imperialistische BRD gehören 
zwei unterschiedlichen, wie Ge
nosse Erich Honecker anläßlich 
seines BRD-Besuches im Sep
tember 1987 erklärte, wie Feuer 
und Wasser unvereinbaren ge
sellschaftlichen Systemen an. 
Sie sind Teilnehmerstaaten der 
beiden größten, sich gegenüber
stehenden Militärbündnisse. 
Beide Staaten unterhalten, durch 
unzählige Verträge und Abkom
men materialisiert, Beziehungen 
mit nahezu allen Ländern der

Welt. Die DDR wie die BRD sind 
Mitunterzeichner der Schlußakte 
von Helsinki, dieses Leittextes für 
die Ausarbeitung der Hausord
nung eines „gemeinsamen euro
päischen Hauses", sie gehören 
also zur selbstverständlich ge
wordenen Realität Europas der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhun
derts und des Übergangs zum 
21. Jahrhundert.
Zweitens steckt hinter der Politik 
vom „Offenhalten der deutschen 
Frage" das Unvermögen, aus Nie
derlagen zu lernen. Bekanntlich 
nahmen die imperialistischen 
Westmächte und die reaktionä
ren Kräfte der deutschen Mono
polbourgeoisie in den ersten 
Nachkriegsjahren Kurs darauf, 
Deutschland zu spalten und ei
nen separaten westdeutschen 
Staat zu schaffen. Sie handelten 
erklärtermaßen nach dem Motto: 
„Lieber das halbe Deutschland 
ganz, als das ganze Deutschland 
halb." Sie grenzten sich systema
tisch von dem Prozeß einer anti
faschistisch-demokratischen Um
wälzung und Entwicklung ab. Das 
heißt davon, grundlegende Leh
ren aus faschistischer Herrschaft 
und faschistischem Völkermord 
- durch Überführung der Be
triebe der Nazi- und Kriegsver
brecher in Volkseigentum, demo
kratische Schulreform, Überwin
dung und Ausrottung von Natio
nalismus, Chauvinismus und Völ
kerhaß - wie es das Potsdamer 
Abkommen gebot, zu ziehen.
Das Abgehen von diesen histori
schen Erfordernissen erfolgte 
durch Bildung der Bizone, die se
parate Währungsreform, die Bil-
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